
Politik auf treten. Die bedingungslose Anwendung des 
Grundsatzes der Universalrepression erweist sich als 
unmöglich auch in den Beziehungen, die lediglich zwi­
schen den kapitalistischen Staaten bestehen. Darüber 
hinaus machen die Gegensätze im kapitalistischen La­
ger selbst eine Vereinheitlichung des bürgerlichen Straf­
rechts zu einer irrealen Aufgabe. Um so mehr ist die 
Vereinheitlichung des Strafrechts der sozialistischen 
und der kapitalistischen Staaten unmöglich.

Grundlegende Bedeutung für die Entwicklung der 
Normen, die zum internationalen Strafrecht gerechnet 
werden, besaß nach dem Jahre 1919 die Politik der 
UdSSR. Das revolutionäre Dekret über den Frieden 
vom 8. November 1917 verurteilte die imperialistischen 
Kriege und bahnte dadurch den Weg zur Anerkennung 
der aggressiven Kriege als internationales Verbrechen. 
In der Zeit zwischen den zwei Weltkriegen spielte die 
UdSSR ebenfalls eine entscheidende Rolle bei der De- 
finierung der Aggression, deren einzelne Formen die 
Merkmale von Verbrechen gegen den Frieden verwirk­
lichen, wie sie in dem Statut des Internationalen Mili­
tärgerichtshofs formuliert worden sind.

Nach dem Versailler Vertrag waren es insbesondere 
folgende internationale Verträge und Beschlüsse, in 
denen Normen des internationalen Strafrechts ent­
wickelt wurden:

1. Das Protokoll über die friedliche Erledigung inter­
nationaler Streitigkeiten, das am 2. Oktober 1924 in 
Genf unterzeichnet wurde. Das Protokoll stellte fest, 
daß ein Aggressionskrieg ein Verbrechen ist (diese 
Norm wiederholte es gemäß Art. 1 des Entwurfs für 
den Vertrag über gegenseitige Hilfe von 1923, der auch 
auf .Initiative des. Völkerbundes verfaßt worden war). 
Das Protokoll erlangte nie bindende Kraft, nichtsdesto­
weniger ist es ein wichtiges Dokument, weil es be­
stätigt, daß viele Staaten schon damals einen Angriffs­
krieg als verbrecherische Tat ansahen.

2. Die Resolution der Vollversammlung des Völker­
bundes vom 24. September 1927. — Diese Resolution 
wurde auf Initiative Polens von der Vollversammlung 
einmütig gefaßt; sie bezeichnete den Angriffskrieg 
ebenfalls als internationales Verbrechen. Einen ähn­
lichen Beschluß nahm im Jahre 1928 die VI. Panameri­
kanische Konferenz an.

3. Der Vertrag über den Verzicht auf den Krieg, der 
am 27. August 1928 in Paris unterzeichnet wurde (sog. 
Briand-Kellogg-Pakt). — In diesem Pakt, der von fast 
allen Staaten angenommen wurde, „erklären die Hohen 
vertragschließenden Parteien feierlich im Namen ihrer 
Völker, daß sie den Krieg als Mittel für die Lösung 
internationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn als 
Werkzeug nationaler Politik in ihren gegenseitigen Be­
ziehungen verzichten“ (Art. 1). In. Übereinstimmung mit 
dem Urteil des Internationalen Militärgerichtshofes in 
Nürnberg war ein Aggressionskrieg — auf Grund des 
Briand-Kellogg-Paktes — nicht nur eine durch das 
Recht verbotene Tat, sondern auch ein Verbrechen.

4. Die drei Londoner Konventionen vom 3., 4. und
5. Juli 1933 zur Definition des Aggressors. — Die In­
itiative zur Abfassung und zum Abschluß dieser wich­
tigen Verträge gab die UdSSR. Bis zum heutigen Tage 
sind sie die einzigen Verträge, die eine Definition der 
Aggression enthalten. Kurz vor Unterzeichnung der 
Konvention erreichte die sowjetische Delegation im 
Mai 1933 die Annahme der Definition einer Aggression 
durch die Kommission für Sicherheitsfragen auf der 
Abrüstungskonferenz des Völkerbundes7). Seit dem 
Ende des zweiten Weltkriegs betreibt die Organisation 
der UN auf Initiative der UdSSR die Arbeiten an der 
Präzisierung der Definition einer Aggression.

5. Die Konvention über die Frage des Terrorismus, 
die am 16. November 1937 in Genf unterzeichnet wurde. 
— In dieser Konvention verpflichteten sich die Staaten, 
Terrorakte als Verbrechen zu behafideln und die Ur­
heber dieser Akte in bestimmten Fällen auszuliefern. 
(Gleichzeitig wurde in Genf ein Separatabkommen 
unterzeichnet, das die Schaffung eines Internationalen 
Straftribunals vorsah. Dieses Organ ist niemals ent­
standen). * S.
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6. Die im Jahre 1939 von Hitlerdeutschland begonnene 
und später auch von anderen Staaten der Achse, vor 
allem von Japan, fortgesetzte Aggression und die von 
Bürgern dieser Staaten begangenen Kriegsverbrechen 
bewirkten, daß der zweite Weltkrieg und die auf ihn 
folgenden Jahre zu einer Periode intensiver Entwick­
lung des internationalen Strafrechts wurden. Die 
UdSSR verlangte energisch in zahlreichen Äußerungen 
(z. B. in den Noten vom 27. November 1941, 6. Januar, 
27. April und 14. Oktober 1942) die Bestrafung der 
Kriegsverbrecher der faschistischen Achse. Diese Aktion 
führte in Verbindung mit den Anstrengungen der 
anderen vereinten Nationen (hauptsächlich der be­
setzten europäischen Staaten) zur Annahme von völker­
rechtlichen Akten, welche die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit derjenigen Personen verkündeten und 
realisierten, die der Verletzung des Friedens sowie der 
Kriegsrechte und -gebrauche schuldig waren.

7. Die Deklaration der neun alliierten Staaten (u. a. 
Polen), die am 13. Januar 1942 in London angenommen 
wurde. — Sie konzentrierte sich auf Kriegsverbrechen, 
Die Unterzeichner der Deklaration nennen als eines 
ihrer Hauptkriegsziele „die Bestrafung der Personen, 
die der Begehung dieser Verbrechen schuldig und für 
sie verantwortlich sind, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
sie befohlen oder sich an ihnen beteiligt haben“.

8. Die Deklaration der UdSSR, Großbritanniens und 
der Vereinigten Staaten über deutsche Grausamkeiten, 
die am 30. Oktober 1943 in Moskau unterzeichnet wurde.
— Die Moskauer Erklärung verkündete die Ausliefe­
rung der deutschen Kriegsverbrecher an diejenigen 
Staaten, auf deren Gebiet sie ihre Verbrechen be­
gangen hatten. Die drei Großmächte kamen gleich­
zeitig überein, die „Angelegenheit der Hauptverbrecher, 
deren Verbrechen keine festgelegte geographische Loka­
lisierung besitzen“, gesondert zu behandeln.

9. Das Abkommen über die Verfolgung und Bestra­
fung der Hauptkriegsverbrecher der europäischen Achse, 
das am 8. August 1945 in London unterzeichnet wurde.
— Dieses Abkommen knüpfte an die zahlreichen Dekla­
rationen der vereinten Nationen über die Bestrafung 
der Kriegsverbrecher, an die Moskauer Erklärung vom 
30. Oktober 1943 und in der Praxis auch an die Arbeiten 
der Kommission der Vereinten Nationen für Fragen der 
Kriegsverbrechen an. (Die Kommission wurde, ebenfalls 
unter Teilnahme Polens, im Jahre 1943 in London ge­
schaffen.)

Der in Ausführung dieses Abkommens geschaffene 
Internationale Militäsgerichtshof (nach der einzigen 
Verhandlung, die vor diesem Tribunal stattfand, Nürn­
berger Gerichtshof genannt) setzte sich aus vier Mit­
gliedern und vier Vertretern zusammen, die von der 
UdSSR, Großbritannien, den Vereinigten Staaten und 
Frankreich bestimmt wurden (jeder dieser Staaten er­
nannte ein Mitglied und dessen Vertreter). Aufgabe 
des Gerichtshofs war die Aburteilung und Bestrafung 
der Hauptkriegsverbrecher der Achsenstaaten in 
Europa. In der Praxis richtete das Tribunal lediglich die 
hitlerfaschistischen Verbrecher.

Die Zerschlagung der faschistischen Staaten bewirkte, 
daß im Statut des Gerichtshofs — neben der UdSSR, 
Polen und der Tschechoslowakei — auch die kapita­
listischen Staaten gezwungen waren, die Strafbarkeit 
nicht nur von Kriegsverbrechen (d. h. von Verletzungen 
der Kriegsgesetze und -gebrauche [Art. 6 Buchst, b des 
Statuts]), sondern auch die der Verbrechen gegen den 
Frieden zu bestätigen (Planung, Vorbereitung, Ein­
leitung oder Durchführung von Angriffskriegen [Art. 6 
Buchst, a]) sowie ferner die Strafbarkeit von Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (Morde, Ausrottung, Ver­
sklavung, Deportation oder andere unmenschliche 
Handlungen, die an der Zivilbevölkerung aus poli­
tischen, rassischen oder religiösen Gründen vor dem 
Krieg oder während des Krieges in Ausführung eines 
Verbrechens oder in Verbindung mit einem Verbrechen 
begangen wurden, für das der Gerichtshof zuständig ist, 
und zwar unabhängig davon, ob die Handlung gegen 
das Recht des Landes verstieß, in dem sie begangen 
wurde, oder nicht [Art. 6 Buchst, c]).

Die dem Gerichtshof vorgelegte Anklageschrift ent­
hielt auch die Formulierung eines neuen Verbrechens, 
nämlich des Völkermordes.
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